
  
 

  

 

 
 

 

 

 

Das vorliegende Dokument bietet eine Übersicht über die wichtigsten gesetzlichen Grundlagen im 
Zusammenhang mit den Rechten und Pflichten von Gewässeranstösserinnen und Gewässeranstös-
sern. Es ergänzt das Merkblatt "Leben an und mit einem Fliessgewässer" (Reihen-Nr. 1-2017-01 
Umwelt Aargau) und soll insbesondere Gemeinden, aber auch interessierten Personen einen Über-
blick über die relevanten Abschnitte der verschiedenen Gesetze geben.  

Das Dokument erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Zur besseren Lesbarkeit wurden nicht 
immer die genauen Wortlaute der Gesetze übernommen. Verbindlich sind die originalen Gesetzes-
texte. 

Gesetzliche Grundlagen 

• Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz (NHG) vom 1. Juli 1966 (SR 451) 

• Bundesgesetz über den Umweltschutz (Umweltschutzgesetz, USG) vom 7. Oktober 1983 
(SR 814.01) 

• Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer (Gewässerschutzgesetz, GSchG) vom 24. Januar 
1991 (SR 814.20) 

• Gewässerschutzverordnung (GSchV) vom 28. Oktober 1998 (SR 814.201) 

• Bundesgesetz über den Wasserbau (Wasserbaugesetz) vom 21. Juni 1991 (SR 721.100) 

• Bundesgesetz über die Fischerei (BGF) vom 21. Juni 1991 (SR 923.0) 

• Verordnung zur Reduktion von Risiken beim Umgang mit bestimmten besonders gefährlichen 
Stoffen, Zubereitungen und Gegenständen (Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung, 
ChemRRV) vom 18. Mai 2005 (SR 814.81) 

• Verordnung über den Umgang mit Organismen in der Umwelt (Freisetzungsverordnung, FrSV) 
vom 10. September 2008 (SR 814.911) 

• Wassernutzungsgesetz des Kantons Aargau (WnG) vom 11. März 2008 (SAR 764.100) 

• Gesetz über Raumentwicklung und Bauwesen des Kantons Aargau (Baugesetz, BauG) vom 
19. Januar 1993 (SAR 713.100) 

• Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Fischerei (Fischereigesetz des Kantons Aargau, 
AFG) vom 20. November 2012 (SAR 935.200) 

• Verordnung zum Fischereigesetz des Kantons Aargau (Aargauische Fischereiverordnung, AFV) 
vom 12. Dezember 2012 (SAR 935.211) 
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1. Eigentum und Zuständigkeiten 

1.1 Eigentumsverhältnisse 

Jedes dauernd oder periodisch wasserführende Gerinne gilt, wenn es das Grundstück seines Ur-
sprungs verlassen hat, als öffentliches Gewässer, sofern kein privates Eigentum nachgewiesen ist 
(§ 114 Abs. 1 BauG). Alle öffentlichen Gewässer sind Eigentum des Kantons, soweit kein Eigentum 
Dritter nachgewiesen oder das Eigentum von Gemeinden durch den Regierungsrat nicht ausdrück-
lich anerkannt worden ist. Das Eigentum erstreckt sich auf sämtliche Bestandteile des Gewässers 
(§ 116 Abs. 1 und 2 BauG), nicht aber auf Bauten und Anlagen, die einer bewilligten Nutzung am 
Gewässer dienen und im Eigentum der Berechtigten stehen (z.B. Brücken, Bachdolungsbauwerke, 
Leitungsquerungen, usw.). 

1.2 Zuständigkeit Gewässerunterhalt 

Die Eigentümer/innen treffen die notwendigen baulichen Massnahmen an Gewässern. Bauliche Ver-
änderungen der Gewässer durch Gemeinden und Private bedürfen der Zustimmung des Departe-
ments Bau, Verkehr und Umwelt (§ 120 Abs. 2 und 4 BauG). Die Eigentümer/innen haben Gewäs-
ser, Ufer und Uferbestockung sowie Hochwasserschutzwerke so zu unterhalten, dass die für den 
Hochwasserschutz erforderliche Abflusskapazität und die ökologischen Funktionen der Gewässer 
erhalten bleiben (Art. 4 Abs. 1 Wasserbaugesetz, §121 Abs. 1 und 2 BauG). Die Kosten der bauli-
chen Massnahmen und des Unterhalts tragen grundsätzlich die Eigentümer/innen, die Gemeinden 
leisten einen Beitrag von 20–60% an den Kanton (§ 122 BauG). Die Gemeinden sind verpflichtet die 
auf ihrem Gebiet liegenden Gewässer von Unrat zu reinigen (§ 121 Abs. 3 BauG). 

1.3 Duldungspflicht der Anwohner 

Gewässeranstösser/innen müssen den Durchfluss bestehender öffentlicher Gewässer, Massnahmen 
des Wasserbaus und des Unterhalts, den freien Zugang der Organe der Gewässerverwaltung, das 
Pflanzen von Bäumen und Sträuchern entlang der Gewässer bis an die Grenzen und das Anbringen 
von Pegeln, Signalen und dergleichen dulden ("Duldungspflicht"; § 126 Abs 1 BauG). Bei Bau, Un-
terhalt und Benutzung der öffentlichen Gewässer ist jedoch auf die Interessen der Anstösser/innen 
Rücksicht zu nehmen (§ 125 Abs. 1 BauG). 

2. Gewässernutzung 

Öffentliche Gewässer dürfen von jedermann genutzt oder in Anspruch genommen werden, insofern 
dadurch nicht die Nutzung des Gewässers durch eine andere nutzungswillige Person eingeschränkt 
oder ausgeschlossen wird ("Gemeingebrauch"; § 4 WnG). Den Gemeingebrauch übersteigende Nut-
zungen1 oder Inanspruchnahmen2 bedürfen eines Nutzungsrechts (§ 5 Abs. 1 WnG). 

2.1 Gewässernutzung durch Anwohner 

Die Anstösser/innen dürfen öffentliche Gewässer, ihre Benutzung und die Uferwege weder durch 
Bauten, Anlagen, Einfriedungen, Bäume; Sträucher und sonstige Objekte noch durch andere Vor-
kehrungen beeinträchtigen (§ 125 Abs. 2 BauG). 

1 Als Nutzung gilt unter anderem die Nutzung von Wasser zu Wärme- oder Kühlzwecken, zur Wasserversorgung, für Bewässerungen sowie zur 
Speisung von Weihern sowie die Rückgabe und Einleitung von Wasser in die Oberflächengewässer (§ 36 WnG). 
2 Als Inanspruchnahme gelten Bauten jeder Art (z.B. Plätze, Gebäude, Überbrückungen, Eindolungen und Einleitbauwerke), Ablagerungen im 
Gewässergebiet und Materialentnahmen (§ 39 WnG). 
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2.2 Wasserentnahme 

Wer aus einem Fliessgewässer mit ständiger Wasserführung über den Gemeingebrauch hinaus 
Wasser entnimmt (z.B. mit einer Pumpe), braucht dafür eine Bewilligung (Art. 29 lit. a GSchG). 

2.3 Fischerei 

Personen, die gemäss § 11 der AFG fischereiberechtigt sind, dürfen an ihren zugeteilten Gewässer-
abschnitten (Revieren) Ufergrundstücke betreten und dort fischen oder fischereilich bewirtschaften 
(§ 18 Abs. 2 AFG). Sie haften gemäss Zivilrecht für Schäden die allenfalls entstehen. 

3. Gewässerraum 

3.1 Festlegung des Gewässerraums 

Die Kantone legen den Raumbedarf der Gewässer fest, der für die Gewährleistung der natürlichen 
Funktionen der Gewässer, des Hochwasserschutzes und der Gewässernutzung (Art. 36a Abs. 1 
GSchG) erforderlich ist. Die Grösse des Gewässerraums bemisst sich anhand der natürlichen Breite 
des Gewässers (im unverbauten Zustand) und einer Berechnungsformel (2,5 x die natürliche Breite 
des Gewässers + 7 m; Art. 41a Abs. 2 GSchV). 

Als Gewässerraum wird das Gewässer mit seinen Uferstreifen bezeichnet. Die Breite des Uferstrei-
fens beträgt: 

• bei Rhein, Aare, Reuss und Limmat sowie stehenden Gewässern, deren Wasserfläche grösser 
sind als 0,5 ha, 15 m, gemessen ab der Uferlinie 

• bei Fliessgewässern mit einer natürlichen Gerinnesohle von unter 2 m Breite 

• innerhalb der Bauzone 6 m ab der Uferlinie (= Rand der Gerinnesohle) 

• ausserhalb der Bauzone beträgt der gesamte Gewässerraum 11 m und der Mindestabstand 
für Bauten und Anlagen zum Rand der Gerinnesohle beidseitig 6 m 

• bei eingedolten Gewässern 6 m ab Innenkante Bachleitung 

• bei den übrigen Gewässern (natürliche Gerinnesohle ≥ 2 m) legt der Regierungsrat den Gewäs-
serraum aufgrund ihrer Ökomorphologie nach Massgabe des GSchG in einer behördenverbindli-
cher Gewässerraumkarte fest (§ 127 Abs. 1 und 3 BauG) 

Die zuständige Behörde darf den Gewässerraum unter bestimmten Umständen abweichend festle-
gen (§ 127 Abs 1 und 4 BauG). Im Kanton Aargau wird der Gewässerraum entweder direkt über das 
Baugesetz (§ 127) definiert, oder er ist behördenverbindlich in der Fachkarte Gewässerraum festge-
legt, und die Gemeinden müssen diesen noch grundeigentümerverbindlich in der Nutzungsplanung 
umsetzen. 

3.2 Regeln im Gewässerraum 

Im Gewässerraum dürfen nur standortgebundene, im öffentlichen Interesse liegende Anlagen (z.B. 
Fusswege, Brücken, Wasserkraftwerke) erstellt werden (Art. 41c Abs. 1 GSchV). Gesuche für Bau-
ten und Anlagen, die den Gewässerraum beanspruchen, müssen via Gemeinderat dem Departement 
Bau, Verkehr und Umwelt vorgelegt werden und dürfen nur mit dessen Zustimmung bewilligt werden 
(§ 63, Abs. 1 lit c BauG). 

Dünger und Pflanzenschutzmittel dürfen im Gewässerraum nicht ausgebracht werden (Ausnahme: 
Einzelstockbehandlung von Problempflanzen ab 3 m Abstand vom Gewässer sofern mit angemes-
senem Aufwand keine mechanische Bekämpfung möglich ist; Art. 41c, Abs. 3 GSchV). 
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4. Technische Eingriffe und Bauten in Gewässernähe 

4.1 Verbauung/Korrektion von Gewässern 

Fliessgewässer dürfen nur dann verbaut oder korrigiert werden, wenn: 

• der Schutz von Menschen oder erheblichen Sachwerten es erfordert, 

• es für die Schiffbarmachung oder Wasserkraftnutzung im öffentlichen Interesse liegt, 

• es für die Errichtung einer standortgebundenen Deponie (nur unverschmutztes Material) nötig ist, 

• dadurch der Zustand des Gewässers verbessert werden kann (Art. 37 Abs. 1 GSchG). 

Dabei muss der natürliche Verlauf des Gewässers möglichst beibehalten werden, das Gewässer 
einer vielfältigen Lebensraum für Tiere und Pflanzen bieten, die Wechselwirkungen zwischen ober- 
und unterirdischen Gewässern erhalten bleiben und eine standortgerechte Ufervegetation gedeihen 
können. 

Eingriffe in die Gewässer und die Ufer brauchen eine Bewilligung der für die Fischerei zuständigen 
kantonalen Behörde. Dies betrifft unter anderem Fluss- und Bachverbauungen, Uferrodungen, ma-
schinelle Reinigungsarbeiten von Gewässern, Wasserentnahmen und Wassereinleitungen (Art. 8 
Abs. 1 und 3 BGF). Bewilligte Eingriffe in Gewässer sind mindestens 10 Tage vor Ausführung der 
Fachstelle sowie den Pächtern der staatlichen Fischereireviere beziehungsweise den Eigentümern 
und Eigentümerinnen privater Fischereirechte zu melden (§ 21 Abs. 1 AFV). 

4.2 Eindolung von Gewässern 

Fliessgewässer dürfen nicht eingedolt oder überdeckt werden. Für Hochwasserentlastungs- und 
Bewässerungskanäle und Verkehrsübergänge inklusive Übergänge für land- und forstwirtschaftliche 
Güterwege können Ausnahmen bewilligt werden. Bestehende Eindolungen/Überdeckungen dürfen 
nur ersetzt werden, wenn eine Offenlegung nicht möglich ist oder erhebliche Nachteile für die Land-
wirtschaft mit sich bringt (Art. 38 GSchG). Die Bewilligung ist nach Möglichkeit davon abhängig zu 
machen, dass im gleichen Gebiet ein entsprechendes Gewässer offen gelegt wird (§ 119 Abs. 2 
BauG). 

4.3 Bauten von Gewässeranstösser/innen 

Anstösser/innen dürfen öffentliche Gewässer, deren Wasserabfluss, Uferwege und Gehölze nicht 
durch Bauten, Anlagen, Einfriedungen, Bäume, Sträucher oder sonstige Objekte und Vorkehrungen 
beeinträchtigen (§ 125 Abs. 2 BauG). Als Bauten und Anlagen gelten gemäss BauG unter anderem 
alle Gebäude, alle weiteren künstlich hergestellten und mit dem Boden fest verbundenen Objekte, 
Strassen, Parkplätze, und ähnliches sowie Terrainveränderungen von mehr als 80 cm Höhe oder 
grosser flächenhafter Ausdehnung (§ 6 Abs. 1 BauG). 

5. Wasserqualität und Wassereinleitungen 

5.1 Chemische Stoffe und Dünger 

Es ist untersagt, Stoffe, die Wasser verunreinigen können in ein Gewässer einzubringen oder sie 
versickern zu lassen. Auch die Ablagerung oder Ausbringung ausserhalb eines Gewässers ist unter-
sagt, sofern dadurch eine konkrete Gefahr einer Gewässerverunreinigung entsteht (Art. 6 GSchG). 
Abfälle dürfen nur auf Deponien abgelagert werden (Art. 30e USG). Jedermann ist verpflichtet, alle 
nach den Umständen gebotene Sorgfalt anzuwenden, um nachteilige Einwirkungen auf die Gewäs-
ser zu vermeiden ("Sorgfaltsprinzip", Art. 3 GSchG). 
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Pflanzenschutzmittel und Dünger dürfen in oberirdischen Gewässern und in einem 3 m breiten Strei-
fen entlang der Gewässer nicht verwendet werden (gemessen ab der Uferlinie bei Fliessgewässern 
mit Gewässerraum oder ausdrücklichem Verzicht auf diesen. Bei allen übrigen Fliessgewässern und 
allen stehenden Gewässern wird ab der Böschungsoberkante gemessen) (Anhang 2.5 und 2.6 
ChemRRV). 

5.2 Einleitung von Abwasser 

Verschmutztes Abwasser muss behandelt werden und darf nur mit Bewilligung der kantonalen Be-
hörde in ein Gewässer eingeleitet oder versickert werden. Sauberes Abwasser ist grundsätzlich ver-
sickern zu lassen. Ist dies nicht möglich, kann es mit Bewilligung der kantonalen Behörde in Oberflä-
chengewässer eingeleitet werden (Art. 7 Abs. 1 und 2 GSchG). Dabei sind Rückhaltemassenahmen 
zu prüfen (Kapitel 18 Ordner Siedlungsentwässerung der Abteilung für Umwelt). Art und Ort der 
Wassereinleitung sind so zu wählen, dass möglichst keine Verbauungen oder Korrektionen des 
Fliessgewässers nötig werden (Art. 42 Abs. 2 GSchG). 

6. Ufervegetation 

Ufergehölze sind zu erhalten und nach Möglichkeit zu vermehren. Die Ufervegetation (Schilf- und 
Binsenbestände, Auenvegetationen sowie andere natürliche Pflanzengesellschaften im Uferbereich) 
darf weder gerodet noch überschüttet noch auf andere Weise zum Absterben gebracht werden 
(Art. 21 Abs. 1 NHG). Ihre Beseitigung darf nur mit Zustimmung des zuständigen Departements und 
nur, wenn es übergeordnete Interessen erfordern, bewilligt werden (Art. 117 Abs. 2 BauG). 

6.1 Nicht-einheimische Arten 

Das Ansiedeln von Pflanzen landes- oder standortfremder Arten bedarf der Bewilligung des Bundes-
rates (Art. 23 NHG). Der Umgang mit gebietsfremden Organismen in der Umwelt muss so erfolgen, 
dass dadurch weder Menschen, Tiere und Umwelt gefährdet noch die biologische Vielfalt und deren 
nachhaltige Nutzung beeinträchtigt werden. Die Organismen dürfen sich in der Umwelt nicht unkon-
trolliert verbreiten und vermehren können (Art. 15 Abs. 1 FrSV). Mit invasiven gebietsfremden Orga-
nismen (Anhang 2 FrSV) darf ausser zu deren Bekämpfung in der Umwelt nicht direkt umgegangen 
werden (Art. 15 Abs. 2 FrSV). 
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